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Die mit Inkrafttreten (1. Juli 1989) des Gesetzes über die Zu­
ständigkeit und das Verfahren der Gerichte zur Nachprüfung 
von Verwaltungsentscheidungen (GNV) vom 14. Dezember 

/1988 (GBl. I Nr. 28 S. 327) eröffnete Möglichkeit, bestimmte 
Verwaltungsentscheidungen gerichtlich nachprüfen zu lassen, 
ruft Verwaltungsrechtswissenschaftler und -praktiker dazu 
auf, sich verstärkt einer Thematik zuzuwenden, die in der 
Vergangenheit kaum eine Rolle gespielt hat: Die Unterschei­
dung zwischen Ermessensentscheidungen und gesetzlich strikt 
gebundenen Entscheidungen der Verwaltungsorgane. Mit den 
folgenden Ausführungen soll der wissenschaftliche Meinungs­
streit zu dieser Thematik in Gang gesetzt werden.1

Die Unterscheidung zwischen gesetzlich strikt gebundenen 
Entscheidungen und Ermessensentscheidungen

Um das Problem klar zu umreißen: Hat ein Bürger ein sub­
jektives Recht bzw. einen Anspruch, dem die verbindliche 
Pflicht eines Verwaltungsorgans entspricht, dieses Recht zu 
schützen oder den Anspruch zu befriedigen, und ist dem Bür­
ger in einem rechtlich geordneten Verfahren die Möglichkeit 
gegeben,, seinen Rechtsanspruch durchzusetzen (z. B. einen 
Schadenersatzanspruch aus dem Gesetz zur Regelung der 
Staatshaftung — Staatshaftungsgesetz — vom 12. Mai 1969 
[GBl. I Nr. 5 S. 34]), ist die Verwaltungsentscheidung eine 
strikt gesetzlich gebundene Entscheidung.

Den Verwaltungsorganen wird jedoch in einer Reihe ver­
waltungsrechtlicher Bestimmungen ein Freiraum für ihre Ent­
scheidungen gewährt. In diesen Fällen hat der Bürger keinen 
Rechtsanspruch, sondern das Verwaltungsorgan hat die je­
weils günstigste Variante, d. h. eine optimale Entscheidung 
zu finden, mit der die gesellschaftlichen Interessen — zumeist 
widergespiegelt in territorialen Aspekten — mit denen des 
Bürgers möglichst in Übereinstimmung zu bringen sind. Es 
steht damit im Ermessen des Verwaltungsorgans, dem Bürger 
ein Recht zu gewähren oder nicht; es trifft also eine Ermes­
sensentscheidung.

In der Vergangenheit hat die Unterscheidung zwischen Er­
messensentscheidungen und gesetzlich strikt gebundenen Ent­
scheidungen in der praktischen Verwaltungstätigkeit kaum 
eine Rolle gespielt. Wähnte sich ein Bürger in seinen per­
sönlichen Interessen durch eine Verwaltungsentscheidung 
beeinträchtigt, konnte er sich mit einem Rechtsmittel oder 
einer Eingabe an das zuständige Verwaltungsorgan wenden, 
das die in Frage gestellte Entscheidung in allen Belangen 
überprüfte, hinsichtlich der Gesetzlichkeit und des Ermessens­
gebrauchs.

Mit der Möglichkeit der gerichtlichen Nachprüfung wird 
die Unterscheidung nach strikt gesetzlich gebundenen Ent­
scheidungen und Ermessensentscheidungen bedeutsam, denn 
die Nachprüfung des Gerichts erstreckt sich nicht darauf, ob 
die angefpchtene Verwaltungsentscheidung zweckmäßig, op­
timal ist, sondern nur darauf, ob sie gegen Gesetze und an­
dere Rechtsvorschriften verstößt (§9 GNV). Deshalb gilt es, 
die Verwaltungsrechtsvorschriften, die der gerichtlichen Nach­
prüfung zugänglich sind-, hinsichtlich dieser beiden Arten 
von Entscheidungen zu analysieren. Dies ist gegenüber der 
bisherigen Praxis, für die die Unterscheidung zwischen Ge­
setzlichkeit und Zweckmäßigkeit nicht bedeutsam war, ein 
völlig neues Herangehen an die Entscheidungsfindung.

Für die Entwicklung des sozialistischen Rechtsstaates ist es 
unverzichtbar, schrittweise Verwaltungsrechtsvorschriften, 
die die Verwirklichung der verfassungsmäßig gesicherten 
Grundrechte der Bürger betreffen, so zu gestalten, daß der 
Ermessensspielraum der staatlichen Verwaltungsorgane auf 
das notwendige Maß verringert wird und ihre Entscheidun­
gen so weit wie möglich strikt an die Rechtsvorschriften' ge­
bunden werden. Je strikter nämlich ein Verwaltungsorgan an 
das Gesetz gebunden, je geringer also sein Ermessensspiel­
raum durch das Gesetz gezogen ist, desto eindeutiger, zuver­
lässiger, unbedingter, voraussehbarer und sicherer sind die 
Entscheidungen über die dem Bürger zustehenden Rechte

und die ihm obliegenden Pflichten. Und umgekehrt: Je weiter 
der Ermessenspielraum eines Verwaltungsorgans, um so we­
niger eindeutig, zuverlässig, voraussehbar und sicher sind die 
Entscheidungen. Aber: Je weiter der Ermessensspielraum, um 
so größer ist die Rechtsunsicherheit, je geringer der Ermes­
sensspielraum, desto größer ist die Rechtssicherheit.

Bezogen auf die gerichtliche Tätigkeit auf diesem Gebiet 
bedeutet das, daß die inhaltliche Seite der Nachprüfung der 
Verwaltungsentscheidung durch, die Gerichte in dem Maße er­
weitert wird, wie der Ermessensspielraum des Verwaltungs­
organs sich verringert.

Theoretisch gesehen wird damit der Charakter der verfas­
sungsmäßigen Grundrechte als subjektive Rechte der Bürger 
vertieft. Veraltete Auffassungen, wonach die strikte Bindung 
der Verwaltungsorgane bedeuten würd^, daß der Bürger 
Rechte gegen den sozialistischen Staat im Sinne eines antago­
nistischen Gegeneinanders geltend machen könne, müssen 
überwunden werden. Das Verwaltungsrecht ist mit seiner 
Regelung der Beziehungen zwischen Staatsorganen und Bür­
gern nicht in erster Linie ein Instrument, um antagonistische 
Interessen im Zaum zu halten, sondern um beiderseitige Ver­
antwortung, ausgedrückt in beiderseitigen Rechten und Pflich­
ten, zu fixieren, zu garantieren und wahrzunehmen.

Ermessensspielraum und unbestimmte Rechtsbegriffe

Die rechtliche Regelung von Brmessensspielräumen kann so­
wohl den Tatbestandsteil als auch den Rechtsfolgeteil einer 
Rechtsvorschrift betreffen. Demnach kann sowohl darüber, 
ob die Voraussetzungen für eine Entscheidung vorliegen, als 
auch bezüglich der Rechtsfolgen nach Ermessen geurteilt wer­
den. Ermessen im Tatbestandsteil übt das Verwaltungsorgan 
z. B. dann aus, wenn es auf einem anderen Gebiet als auf 
dem der Dienst- und Reparaturleistungen und des Handels 
eine Gewerbegenehmigung erteilt (vgl. § 15 Abs. 1 der VO 
über die Förderung des Handwerks bei Dienst- und Repara­
turleistungen und die Regelung der privaten Gewerbetätig­
keit — HandwFördVO — vom 12. Juli 1972 [GBl. II Nr. 47 
S. 541] i. d. F. der ÄnderungsVO vom 21. August 1975 [GBl. I 
Nr. 36 S. 642] und der AnpassungsVO vom 14. Dezember 1988 
[GBl. I Nr. 28 S. 33]). Die inhaltliche Gestaltung von Auflagen 
gegenüber kriminell gefährdeten Bürgern (§ 3 Abs. 4 und § 4 
Abs. 3 der VO über die Aufgaben der örtlichen Räte und der 
Betriebe bei der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger vom 
19. Dezember 1974 [GBl. I 1975 Nr. 6 S. 130] i. d. F. der 2. VO 
vom 6. Juli 1979 [GBl. I Nr. 21 5.195] und der AnpassungsVO 
vom 14. Dezember 1988) stellt Ermessen im Rechtsfolgeteil 
dar.

Zahlreiche Merkmale von Tatbestandsteilen, über deren 
Vorliegen oder Nichtvorliegen die Verwaltungsorgane bisher 
nach Ermessen geurteilt haben, unterliegen gar nicht dem Er­
messen, sondern sind unbestimmte, d. h. in allgemeiner Art 
formulierte Rechtsbegriffe. Diese Unterscheidung, auf die die 
Verwaltungsorgane nunmehr verstärkt zu achten haben, ist 
juristisch bedeutsam, denn bei Ermessensentscheidungen ist 
jede Entscheidung, also auch eine ablehnende, soweit sie im 
Rahmen des Ermessensspielraums liegt, gesetzlich, während 
bei gesetzlich strikt gebundenen Entscheidungen nur eine Ent­
scheidung, nämlich die auf richtiger Auslegung der Rechts­
norm (des unbestimmten Rechtsbegriffs) beruhende, der Ge­
setzlichkeit entspricht. Ob z. B. ein Antragsteller gemäß § 15 
Abs. 1 HandwFördVO die für das Gewerbe erforderliche Eig­
nung und Qualifikation besitzt, ist keine Frage des Ermessens, 
sondern ist durch Auslegung eindeutig zu entscheiden. Es kann 
deshalb die sog. Überqualifikation (z. B. wenn ein Elektro­
ingenieur eine Gewerbegenehmigung für einen Elektrowaren- 
handel beantragt) nicht in einem Fall als Erfüllung der Vor­
aussetzung (Qualifikation vorhanden) angesehen werden, ein 
anderes Mal. oder von einem anderen Organ oder bei einem 
anderen Gewerbe dagegen ein Ablehnungsgrund sein. Eben- 1 2

1 Vgl. dazu St. Poppe, „Zum Gerechtigkeitswert verfahrensrecht­
licher Regelungen im Verwaltungsrecht“, Staat und Recht 1989. 
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2 Vgl. dazu das Gesetz zur Anpassung von Regelungen über Rechts­
mittel der Bürger und zur Festlegung der gerichtlichen Zustän­
digkeit für die Nachprüfung von Verwaltungsentscheiduhgen und 
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